
Betreff: 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 
GENERALSEKRETARIAT 

Referat B.4 . Transparenz 

Brüssel, den )k 0)- . .i.o),l.., 
SG.B.4/RH/mbp - sg.dsg2.b.4(2014 )2501298 

Herrn Guido Strack 

Ihr Antrag auf Zugang zu Dokumenten - Az, GestDem Nr, 2014/30441 

Sehr geehrter Herr Strack, 

wir nehmen Bezug auf Ihre E-Mail vom 27. Juni 2014; darin stellen Sie einen Antrag auf 

Akteneinsicht, der am 30. Juni 2014 unter der o.g. Referenznummer registriert wurde. 

Sie ersuchen in Ihrem Antrag um Zugang zu "interne{n} Durchführungsvorschriften der 
Kommission für den Umgang mit Zweitanträgen. Demnach scheint es zumindest für 
Zweitanträge solche Vorschriften zu geben, wobei sich mein vorstehender Antrag 
natürlich nicht nur auf diese sondern auch auf Vorschriften zur Behandlung von 
Zweitanträgen bezieht und zwar jeweils unabhängig davon, ob diesen eine rechtliche 
Bedeutung zukommt oder es sich nur um interne Verwaltungsregelungen handelt ". 

Die Prüfung Ihres Antrags hat das Folgende Ergebnis erbrach t: 

I. Bei den im Schreiben vom 27. Juni 2014 an Sie erwähnten interne{n} 
Durchführungsvorschriften der Kommissioll handelt es sich um den Anhang des 

Beschlusses der Kommission vom 5. Dezember 2001 zur Änderung ihrer 

Geschäftsordnung (K(2001)3714). Der B~SChluß ist mit seinem dazugehörigen 

Anhang mit dem Titel "Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 

1049/200 I des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang der 

Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der 



Kommission" im Amtsblatt der EU veröffentlicht l und somit bereits öffentlich 

zugänglich; er ist für aUe Kommissionsdienststellen bindend. 

Wie Sie dem Artikel 4 dieser Durchführungsbestimmungen entnehmen können, ist 

die Entscheidungsbefugnis über Zweitanträge dem Generalsekretär übertragen 

worden (erster Unterabsatz). Weiter heißt es in dieser Vorschrift, daß "die 

Entscheidung [ ... ] durch den Generalsekretär oder den Direktor des OLAF nach 

Zustimmung des Juristischen Dienstes getroffen [wird]" (dritter Unterabsatz). 

2. Darüberhinaus gibt es als interinstitutionelle Übereinkunft zwischen dem 

Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission auf Verwaltungsebene, das 

Memorandum of Understanding between the services of the European Parliament, 
the Council and the Commission on the application of Article 4(4) of Regulation (EC) 
No 104912001 regarding public access to European Parliament, Counci! and 
Commission documents vom 9. Juli 2002 (nur in Englisch verfügbar)2 

Kopien der obigen Dokumente erhalten Sie mit diesem Bescheid. Sie können diese 

Dokumente unter Angabe der Quelle kostenfrei für nichtgewerbliche und gewerbliche 

Zwecke nutzen, sofern die ursprüngliche Bedeutung oder Botschaft der Dokumente 

unverzem dargesteUt wird. Die Kommiss ion haftet für keinerlei Folgen der 

Weiterverwendung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Anlagen (2) 

( 

1 ABI. L 345 vom 29.12.2001, S. 94. 
htto://eur-lex.europa.eu/legal-content/DElTXT/PDF!?uri-CELEX:3200ID0937&from-DE 
2 Nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 5. Dezember 2001 

• Ref. Ares(2014)2309935 - 11 /07120 4 

29.12.200 1 

zur Änderung ihrer Geschäftsordnung 

(Bekannt gegeben unler Aktenzeichen K(200 I) 371 4) 

(200 1/93 7/EG, EGKS. Euratom) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft. insbesondere auf Artikel 218 
Absatz 2, 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl. insbeson­
dere auf Artikel 16, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 131, 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union , insbesondere auf Artikel 28 Absarz 1 und Art ikel 41 
Absatz 1 -

BESCHUESST: 

Artikel 1 

Die Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Offentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Kommission (') , deren Wortlaut sich im Anhang zu diesem Beschluss findet. 
werden der Geschäftsordnung der Kommission als Anhang beigefügt. 

Artikel 2 

Der Beschluss 94/90/EGKS, EG, Euratom (') wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Brüssel, den 5. Dezember 2001 

( 

(') ABI. L 145 vom 31.5.2001, S. 43. 
(') ABI. L 46 vom 18.2.1994, S. 58. 

Für die Kommission 

Der Präsidenr 

Romano PRODI 



L'J.IL .,LVVl .................... _ •. - --r -

ANHANG 

Durchführungsbestimmu'!-8en zur Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über den Zugang der Offendichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der 

Kommission 

In Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 255 Absatz 2 EG-Vert~ag haben das Europäische Parlament und der Rat die Verordnung (EG) Nr. 
1049/2001 (I) über den Zugang der Offentl ichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments. des Rates und 
der Kommission angenommen. 

(2) Gemäß Artikel 255 Absatz 3 EG-Vertrag legt diese Verordnung die allgemeinen Grundsätze und Beschränkungen 
dieses Zugangsrechts fest und sieht in Artikel 18 vor, dass jedes Organ seine Geschäftsordnung an die Bestim­
mungen dieser Verordnung anpasst. 

Artikel J 

Zugangsberechtigte 

Unionsbürger und natürliche oder juristische Personen mit Wohnsitz oder Sitz in einem Mitgliedstaat üben ihr Recht auf 
Zugang zu den Dokumenten der Kommission nach Artikel 255 Absatz I EG·Vertrag und Artikel 2 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1049}2001 gemäß den in den nachfolgenden Bestimmungen genannten Verfahren aus. Dieses 
Zugangsrecht umfasst die Dokumente der Kommission, das heißt Dokumente die von ihr erstellt wurden oder bei ihr 
eingegangen sind und sich in ihrem Besitz befinden. 

Gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 10491200 1 kann allen natürlichen oder juristischen Personen. die 
keinen Wohnsitz oder Sitz in einem Mitgliedstaat haben. Zugang zu den Dokumenten der Kommission unter den gleichen 
Voraussetzungen wie den in Artikel 255 Absatz 1 EG-Vertrag genannten Zugangsberechtigten gewährt werden. 

Gemäß Artikel 195 Absatz 1 EG-Vertrag haben diese Personen jedoch nicht die Möglichkeit. eine Beschwerde beim 
Europäischen Bürgerbeauftragten einzureichen. Verweigert die Kommission allerdings nach einem Zweitantrag ganz oder 
teilweise den Zugang. können sie entsprechend den Bestimmungen von Artikel 230 Absatz 4 EG-Venrag vor dem Gericht 
erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften Klage erheben. 

Artikel 2 

Anträge auf Zugang zu einem Dokumcm 

Anträge auf Zugang zu einem Dokument sind per POSt. Fax oder elektronische POSt an das Generalsekretariat der 
Kommission. die zuständige Generaldirektion oder den zuständigen Dienst zu richten. Die entsprechenden Anschriften 
werden in dem in Artikel 8 dieser Bestimmungen genannten Leitfaden veröffentlicht. 

Oie Kommission beantwortet die Erst- und Zweitamräge auf Zugang zu ei nem Dokument innerhalb \'on fünfzehn 
Werktagen ab dem Datum der Registrierung des Antrags. Bei komplexen oder umfangreichen Anträgen kann diese FriSt 
um fünfzehn Werktage verlängert werden. Jede Frist\'erlängerung muss begründet sein und dem Antragsteller \'orher 
mitgeteilt werden. 

Bei einem Antrag, der. wie iR....6-rti~eI 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1049}2001 beschrieben, unpräzise fonnuliert 
ist, fordert die Kommission denAntragste!1er auf, zusätzliche Infannationen beizubringen. um die beantragten Schrift­
stücke ausfindig machen zu können: die BealHwortungsfrist beginnt erst zu dem Zeitpunkt. zu dem das Organ über diese 
Angaben verfüg!. 

Jeder, selbst teilweise. ablehnende Bescheid enthäh eine Begründung der Ablehnung auf der Grundlage einer der in Artikel 
4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 genannten Ausnahmen und unterrichtet den Antragsteller über die ihm zur 
Verfügung stehenden Rechtsmittel. 

Artikel 3 

Behandlung von Erstanträgen 

Unbeschadet von Artikel 9 dieser Bestimmungen erhält der Antragsteller. sobald sein Antrag registriert wurde. eine 
Eingangsbestätigung. es sei denn. der Bescheid erging postwendend. 

Die Eingangsbestätigung und der Bescheid werden schriftlich, eventuell per elektronische Post. versand!. 

Der Antragsteller wird vom Generaldirektor oder dem Leiter des für den Antrag zuständigen Dienstes oder von einem zu 
diesem Zweck innerhalb des Generalsekretariats benannten Direktor bzw. von einem innerhalb des OLAF benannten 
Direktor, sofern sich der Antrag auf Dokumente im Zusammenhang mit in Artikel 2 Absätze 1 und 2 des Beschlusses 
1999}35 2}EG. EC KS. Euratom der Kommission (l) zur Errichtung des OLAF vorgesehenen. von OLAF durchgeführten 
Maßnahmen bezieht. oder aber von dem Beamten. der zu diesem Zweck bestimmt wurde, darüber unterrichtet. wie sein 
Antrag beschieden wurde. 

(I) ABI. L 145 vom 31.5.2001. s. 43. e) ABI. L 136 vom 31.5. 1999. S. 20. 

-
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In jedem. selbst teilweise. ablehnenden Bescheid wird der Antragsteller über sein Recht informiert, innerhalb von 1 5 
Werktagen nach Eingang des Bescheides einen Zweitantrag beim Generalsekretaria t der Kommission oder beim Direktor 
des OLAF, sofern der Zweitamrag Dokumente im Zusammenhang mit in Artikel 2 Absätze I und 2 des Beschlusses 
1999/352/EG. ECKS, EuralOm vorgesehenen. von dem OLAF durchgeführten r-.·taßnahmen betrifft. zu stellen. 

Artikel 4 

Behandlung von Z weitamrägen 

Gemäß Artikel 14 der GeschäfLSordn ung der Kommission wird die Entscheidungsbefugnis über Zweit anträge dem 
Generalsekretär übertragen. Betrifft der Zweitantrag allerdings Dokumente im Zusammenhang mit in Artikel 2 Absätze 1 
und 2 des Beschlusses 1999/352/EG, ECKS, Euratom vorgesehenen. von dem OLAF durchgeführten Maßnahmen. " i rd 
die Entscheidungsbefugnis dem DirektOr des OLA F übertragen. 

Die Generaldirektion oder der Dienst unterstützen das Generalsekretariat bei der Erarbeitung der Entscheidung. 

Oie Entscheidung wird durch den Generalsekretär oder den Direktor des OlAF nach Zustimmung des Juristischen 
Dienstes getrorren. 

Der Bescheid wird dem Antragsteller schrirtlich, gegebenenralls in elektronischer Fonn, übennittelt und weist ihn auf sein 
Recht hin, beim Gericht erster Instanz Klage zu erheben oder beim Europäischen Bürgerbeauftragten Beschwerde 
einzulegen. 

Artikel 5 

Konsulcacionen 

(I) Erhält die Kommission einen Antrag auf Zugang zu einem Dokument. in dessen Besitz sie zwar ist. das aber .von 
einem Dritten Stammt, prüft die Generaldirektion oder der Dienst bei der bzw. dem sich das Dokument befindet. die 
Anwendbarkeit einer der in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 vorgesehenen Ausnahmen. Handelt es sich bei 
dem beantragten Dokument um eine Verschlusssache gemäß den Schutzvorschriften der Kommission. ist Artikel 6 dieser 
Bestimmungen anzuwenden. 

(2) Gelangt die Generaldirektion oder der Dienst. bei der bzw. dem sich das Dokument befindet, nach dieser Prüfung 
zu der Auffassung, dass der Zugang zu dem beantragten Dokument entsprechend einer der in Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/200 1 vorgesehenen Ausnahmen zu verweigern ist, wird die Ablehnung dem Antragsteller ohne Konsulta­
tion des Dritten zugestellt. 

(3) Die Generaldirektion oder der Dienst, bei der bzw. dem sich das Dokument befindet. erteilt einen posit iven 
Bescheid, ohne den externen verfasser zu konsultieren, wenn: 

a) das beantragte Dokument entweder durch seinen Verrasser bzw. aufgrund der Verordnung oder entsprechender 
Bestimmungen bereits verbreitet wurde; 

b) die, möglicherweise auch teilweise Verbreitung seines Inhalts nicht wesentlich gegen eines der in Artikel 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1049 /2001 vorgesehenen Interessen verstößt. 

(4) In allen anderen Fällen wird der Urheber außerhalb der Organe konsultiert. Insbesondere in Fällen. in denen der 
Antrag auf Zugang zu einem Dokument eines Mitgliedstaates gestellt wird, konsultiert die Generaldirektion oder der 
Dienst, bei der bzw. dem sich '7s Dokument befindet, die Heimatbehörde. wenn: 

a) das Dokument der Kom~ion vor dem Inkrarttreten der Verordnung (EC) Nr. 1049 /200 1 übermittelt \\urde: 

b) der Mitgliedstaat die Kommission ersucht hat. das Dokument gemäß den Bestimmungen \'on Artikel 4 :\bs.a.I2 i dc-r 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 nicht ohne seine vorherige Zustimmung zu verbreiten. 

(5) Der konsultierte Driue verfügt über eine Beamwortungsfrisl, die mindestens rünf Werktage beträgt und es 
gleichzeitig der Kommission ennöglichen muss, ihre eigenen Beantwortungsfristen zu wahren. Gehl innerhalb der 
festgesetzten Frist keine Antwort ein , oder ist der Dritte nicht aumndbar bzw. nicht feststellbar, entscheidet die 
Kommission entsprechend der Ausnahmeregelung von Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 unter Berücksichti­
gung der berechtigten Interessen des Dritten aur der Grundlage der Angaben, über die sie verrügt. 

(6) Sorern die Kommission beabSichtigt. gegen den ausdrücklichen Wunsch seines Verfassers den Zugang zu einem 
Dokument zu gewähren, unterrichtet sie den Verfasser über ihre Absicht, das Dokument nach einer Frist von zehn 
Werktagen rreizugeben und verweist ihn aur die Rechtsmittel, die ihm zur Verfügung stehen, um diese Freigabe zu 
verhindern . 

(7) Erhält ein Mitgliedstaat einen Antrag aur Zugang zu einem Dokument, das von der Kommission stammt, kann er 
sich zu Konsultationszwecken an das Generalsekretariat wenden, das die rür das Dokument innerhalb der Kommission 
zuständige Generaldirektion oder den zuständigen Dienst benennt, Die Generaldi rektion oder der Dienst, die bzw. der das 
Dokument verfasst hat, bearbeitet diesen Antrag nach Konsultation des Generalsekretariats. 

Artikel 6 

Behandlung der Anträge auf Zugang zu Verschlusssachen 

Betrifft der Antrag aur Zugang zu einem Dokument ein sensibles Dokument entsprechend der Definition in Artikel 9, 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 oder eine andere Verschlusssache gemäß den SchutzvorschriÜen der 
Kommission, wird er von Beamten geprüft. die befugt sind, dieses Dokument einzusehen. 

19.11.1001 
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Wird der Antrag auf Zugang zu einer Verschlusssache ganz oder teilweise abschlägig beschieden, so ist dies auf der 
Grundlage der in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 genannten Ausnahmeregelungen zu begründen. Stellt 
sich heraus, dass der Zugang zu dem beantragten Dokument auf der Grundlage dieser Ausnahmeregelungen nicht 
abgelehnt werden kann, sorgt der Beamte, der diesen Antrag prüft, für die Freigabe des Dokumentes, bevor es dem 
Antragsteller übermittelt wird. 

In jedem Fall ist für den Zugang zu einem sensiblen Dokument das Einverständnis der Heimatbehörde erforderlich. 

Artikel 7 

Ausübung des Zugangsrechts 

Die Dokumente werden je nach Art des Antrags schriftlich, per Fax oder gegebenenfalls per E-Mai! versandt. Bei 
umfangreichen oder schwer handzuhabenden Dokumenten kann der Antragsteller gebeten werden, die Dokumente vor 
On einzusehen. Diese Einsichtnahme ist kostenlos. 

Ist das Dokument veröffent licht worden, so sind in dem Bescheid Hinweise zur Veröffentlichung bzw. zu der Stelle zu 
geben, wo das Dokument verfügbar ist, sowie gegebenenfalls die Internet-Adresse des Dokumentes auf dem Server 
EUROPA. 

Überschreitet der Umfang des beantragten Dokumentes 20 Seiten. kann dem Antragsteller eine Gebühr \'on 0.10 [ UR je 
Seite zuzüglich Versandkosten in Rechnung gestellt werden. Über die Kosten im Zusammenhang mit anderen Hilfsmineln 
wird von Fan zu Fall entschieden, ohne dass diese über einen angemessenen Betrag hinausgehen dürfen . 

Artikel 8 

Maßnahmen zur Erleich[erung des Zugangs zu den Dokumen[en 

(1) Der Umfang des in Artikel 11 der Verordnung (EC) Nr. 1049/2001 vorgesehenen Registers wird schrittweise 
erweitert und auf der Startseite der EUROPA-Webseite angegeben. 

Das Register enthält den Tüel des Dokumentes (in den Sprachen. in denen es verfügbar ist), die Signatur und andere 
nützliche Hinweise. eine Angabe zu seinem Verfasser und das Datum seiner Erstellung oder seiner Verabschiedung. 

Eine Hilfsseite (in allen Amtssprachen) unterrichtet die Öffentlichkeit darüber, wie das Dokument erhältlich ist. Handelt es 
sich um ein veröffentlichtes Dokument, erfo lgt ein Verweis auf den Cesamttext. 

(2) Die Kommission erarbeitet einen Leitfaden, der die Öffentlichkeit über ihre Rechte aufgrund der Verordnung (EG) 
Nr. 1049/2001 informien. Dieser Leitfaden wird in allen Amtssprachen auf der EUROPA-Webseite so\\;e als Broschüre 
veröffentlicht. 

Artikel 9 

Unmittelbar öffendich zugängliche Dokumente 

(I) Die B.e:gi".!mungen dieses Artikels finden nur auf solche Dokumente Anwendung. die nach lnbafttreten der 
Verordnung (Ee;) Nr. 1049/2001 erstelh oder erhalten wurden. 

(2) Folgende Dokumente werden auf Anfrage automatisch zur Verfügung gestellt und, soweit möglich, unmittelbar in 
elektronischer Form zugänglich gemacht: 

a) Tagesordnungen der Kommissionssitzungen: 

b) gewöhnliche Protokolle der Kommissionssitzungen nach ih rer Genehmigung: 

c) von der Kommissio n verabschiedete Texte. die zur Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
bestimmt sind: 

d) Dokumente Dritter. die bereits vom Verfasser oder mit seiner Zust immung veröffentlicht worden sind.: 

e) Dokumente, die bereits im Zusammenhang mit einem früheren Antrag veröffentlicht wurden. 

(3) Sofern eindeutig feststeht, dass keine der in Anikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2 001 vorgesehenen 
Ausnahmen auf sie Anwendung findet, können folgende Dokumente, soweit möglich in elektronischer Fonn. \-eroreitet 
werden, vorausgesetzt, sie geben keine persönlichen Meinungen oder Stellungnahmen wieder: 

a) nach Verabschiedung eines Vorschlags für einen Rechtsakt des Rates bzw. des Europäischen Parlaments und des Rates 
die vorbereitenden Dokumente zu diesen Vorschlägen, die dem Kollegium wahrend des Verfahrens der Annahme 
vorgelegt \vurden: 

b) nach Verabschiedung eines Rechtsakts der Kommission aufgrund der ihr verliehenen Ausführungsbefugnisse die 
vorbereitenden Dokumente zu diesen Rechtsakten, die dem Kollegium während des Verfahrens der Annahme vorgelegt 
wurden; 

c) nach Verabschiedung eines Rechtsakts aufgrund ihrer eigenen Befugnisse, einer Mitteilung, eines Berichts oder eines 
Arbeitsdokumentes durch die Kommission, die vorbereitenden Dokumente zu diesen Dokumenten, die dem Kollegium 
während des Verfah rens der Annahme vorgelegt wurden. 

L 345/97 



L 345/98 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

Artikel 10 

Interne Organisation 

Die Generaldirektoren und Leiter der Dienste entscheiden über die Erstanträge. Zu diesem Zweck benennen sie einen 
Beamten, der die Anträge auf Zugang zu einem Dokument prüft und die Stellungnahme seiner Generaldirektion oder 
seines Dienstes koordiniert. 

Dem Generalsekretariat wird zur Kenn tnisnahme mitgeteilt, wie die Erstanträge beschieden wurden. 

Der fur den Erstantrag verantwortlichen Generaldirektion oder dem hierfü r verantwortlichen Dienst wird mitgeteilt, dass 
ei n Zweitamrag gestellt wurde. 

Das Generalsekretariat sorgt für die reibungslose Koordinierung und einheitliche Anwendung dieser Vorschriften durch 
die Generaldirektionen und Komrnissionsdienstc. Hierzu stellt es alle notwendigen Leitlinien und Verhaltensmaßregeln zur 
Verfügung. 

• 

29.1 2.2001 
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• Re!. Ares(2014)2309935· 11/07/2014 

MEMORA.i~UM OF tJNDERSTANDING 

between the services of the European Parliament, the Council and the Commission 

on the application of Article 4 (4) of Regulation (EC) No l049/2001l'egarding public acc~s to 

European Parliament, Council and Commission docuroents 

1. Article 4(4) of Regulation (Be) No 104912001 provides that "as regards third-party 
documents, the institutions shall consult rhe third party with a view to assessing whether an 
exception in paragraph 1 or 2 is applicable, unless it is clear that the document shall or 
shall not be disclosed. " By virtue of Article 3(b) of this Regulation, the notion "third party" 

inc!udes other ComUlIlIuty iostitutions. 

2, In order to avoid conflicting decisions by the three institutions to wbich Regulation (Be) 

No 1049/2001 applies (hereinafter "the iostitutions") and to ensure a swift handling of 

applications for documents originating from one of the institTitions which ate held by 

another institution, it is necessary to agree on the administrative procedure to be followed in 

such cases, 

3. For these r..asons, the services of the institutions agree that : 

(a) when they receive arequest for access to a document in therr possession drawn up or 

forwarded by another institution wbich has not yet been made public by trus 

institution, they will immediately inform the service of the institution cO,neemed of 

that request and of therr position as regards the release of the docUment before taking 

a decision; 

(b) the services of the institution wbich has drawn up or forwarded the docurneot will' 

reactswift1y and at tb,e Jatest within five worlcing days; 

(e) in accordance' with Article 9 paragraph 3 of Regulation (EC) No 104912001,they 

Will not release aoy sensitive $cument, as defined in that Artic1e, ~thout the writteo 

coofumation of the originator's consent 

\ 



ce 

(d) any iufo=ation and requests for corumltation under Article 4(4) of Regulation (BC) 

No 1049/2001 and ws Memorandu.ul o~understanding will be addressed by e-mail 

oi by telefaX to tbe following contact points: 

for the Europeari Parliament : .. 

registerl'@,europarl.eu.iut . 

telefax: 352-430022978 

32.2-284 90 17 

for the Council : 
xxxxxx@xxxxxxxxxxx.xx.xxx 

telefax: 32.2-285 63 61 

for the COmnllssiou : 

sg-acc.doc@cec.elLint 

telefax: 32.2-29672 42 

(e) any change of the contact Points will be notified immediately to tbe other 

institutions; 

(f) 1his Memorandum of understanding may be reviewed. in the light of the experience 

gwed in its applica1ion~ 

For the European Parliament 

Deputy Secretary-General 

For 'he Commissio'1 

D-:puty Secreary-General 

Doue in Brussels, the 9th of July 2002 

For the Council ofthe European Untim . 

 
Deputy Director-GeneraI 

• 
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